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Geſetz Sammlung 
für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 2207.) Verordnung über die Disziplinar⸗Beſtrafung in der Armee. Vom 21. Okto⸗ wee — 2 
ber 1841. . 
ech . A. 
. Br a ö * — Zu che B 
Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 7, 
Preußen, ꝛc. ꝛc. e- 43. d 
verordnen, um die Grundſaͤtze über die Disziplinarbeſtrafung in Unſerer Armee e Lets des | 
in Uebereinſtimmung mit der jetzigen Verfaſſung derſelben feſtzuſtellen, auf den 
Antrag der Kommiſſion zur Reviſion der Militairgeſetze und nach erfordertem 
Bericht Unſerer Miniſter des Krieges, der Juſtiz und des Innern, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


. 1. 0 3 
Geringe Vergehen gegen die militairiſche Zucht und Ordnung und Über⸗ 
tretungen der Dienſtvorſchriften, uͤber welche die Militairgeſetze keine Strafbe⸗ 
ſtimmungen enthalten, ſind von den Vorgeſetzten disziplinariſch zu beſtrafen. 
> 


Wenn die Militairſtrafgeſetze dergleichen Vergehen mit einer Strafe be 
drohen, deren niedrigſtes Maaß innerhalb der, in den nachfolgenden Paragra— 
phen angegebenen Grenzen der Disciplinarſtrafgewalt liegt, ſo haͤngt es von dem 
pflichtmaͤßigen Ermeſſen des mit der Gerichtsbarkeit verſehenen Befehlshabers 
ab, disziplinariſche Beſtrafung oder gerichtliches Verfahren eintreten zu laſſen. 
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F. 3. 

Auch die, nach den allgemeinen Strafgeſetzen polizeilich zu ahndenden 
Vergehen ſind disziplinariſch zu beſtrafen, wenn die Disziplinarſtrafgewalt dazu 
ausreicht, und nicht die Militairgeſetze ausdruͤcklich eine ſolche Strafe vorſchrei⸗ 
ben, die nur gerichtlich verhängt werden kann. Die Beſtrafung der Uebertre⸗ 
tungen zivilpolizeilicher und adminiſtrativer Vorſchriften gehoͤrt dagegen zur Kom⸗ 
petenz der Zivilbehoͤrden. 

Jahrgang 1841. (r. 2207.) 48 F. A. 


(Ausgegeben zu Berlin am 20. Dezember 1841.) 
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§. 4. 

Wer nach erfolgter Disziplinarbeſtrafung in daſſelbe Vergehen zuruͤck⸗ 
faͤllt, ſoll, wenn nicht beſondere Milderungsgruͤnde eintreten, härter, als für das 
frühere Vergehen beſtraft werden. Reicht aber die Disziplinarſtrafgewalt dazu 
nicht aus, ſo muß gerichtliches Verfahren eintreten. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Disziplinarbeſtrafung im ſtehenden Heere. 


$. 5. 
Dieyipfinar- Als Disziplinarſtrafen dürfen von den Militairvorgeſetzten verhängt 
Arafen. werden: 
A. Gegen Offiziere: 
1) Verweiſe: 

a) ohne Zeugen, oder im Beiſeyn eines Vorgeſetzten, 

b) vor verſammeltem Offizierkorps, 

c) durch Parolebefehl, mit Eintragung der Veranlaſſung in die Pa⸗ 

rolebuͤcher; 
2) Stubenarreſt bis zu vierzehn Tagen. 
Bloße Zurechtweiſungen ſind als Strafverweiſe nicht anzuſehen. 
B. Gegen Unteroffiziere und die mit ihnen in gleichem Range ſtehenden 

Perſonen des Soldatenſtandes, fo wie gegen Vice-Unteroffiziere. 

1) Strafwachen oder Strafdujour, 

2) Kaſernen⸗, Quartierz, oder gelinder Arreſt bis zu drei Wochen, 

3) mittler Arreſt bis zu vierzehn Tagen. 

Gegen Portepee-Unteroffiziere und die mit ihnen in gleichem 
Range ſtehenden Militairperſonen darf jedoch mittler Arreſt nicht verhaͤngt 
werden. 

C. Gegen Gefreite und Gemeine: 

1) Kleinere Disziplinarſtrafen: 

a) Nachexerziren mit den Rekruten oder in einer beſonderen Exerzir⸗ 
Abtheilung, 

b) Strafwachen und Straf-Stubendujour, 

c) Strafarbeiten in der Kaſerne, den Staͤllen, den Montirungs⸗ 
Kammern oder auf den Schießſtaͤnden, 

d) Erſcheinen zum Rapport oder zum Appell in einem beſtimmten 
Anzuge (bei der Kavallerie auch zu Pferde), 

e) Entziehung der freien Dispoſition über das Traktament und def- 
ſen Überweiſung an einen Unteroffizier zur Verwaltung oder zur 
Auszahlung deſſelben in taͤglichen Raten. 

2) Ar⸗ 


— 327 — 
2) Arreſtſtrafen, und wen N 
a) Kaſernen⸗, Quartier- oder gelinder Arreſt bis zu drei Wochen, 
b) mittler Arreſt bis zu vierzehn Tagen, 
c) ſtrenger Arreſt bis zu einer Woche. 
3) Gegen Gefreite, die Entfernung von dieſer Charge, wodurch fie die 
Vorzuͤge derſelben verlieren. 

D. Gegen Gemeine der zweiten Klaſſe des Soldatenſtandes darf 
außer den, oben unter C. gedachten Strafen, auch koͤrperliche Zuͤchti— 
gung bis zu dreißig, wenn ſich dieſelben aber in den Strafſektionen 
oder in den Arbeiterabtheilungen befinden, bis zu vierzig Stockſchlaͤgen 
disziplinariſch verhaͤngt werden. 

N 


. 6. 

Wenn auf Maͤrſchen, im Lager oder ſonſt, den örtlichen Umſtaͤnden nach, 
die Anwendung der Arreſtſtrafen gegen Unteroffiziere und Gemeine nicht ſtatt— 
finden kann, ſo ſoll fuͤr die Dauer der Strafzeit ſtatt des gelinden und mitt— 
lern Arreſtes Entziehung gewohnter Beduͤrfniſſe, z. B. des Branntweins und 
des Tabacks, und bei Gemeinen zugleich vorzugsweiſe Heranziehung zu vorkom— 
menden Arbeiten eintreten; ſtatt des ſtrengen Arreſts aber Anbinden an einen 
Baum, oder an eine Wand, dergeſtalt, daß der Beſtrafte ſich nicht niederlegen 
oder ſetzen kann. 

Dieſes Anbinden darf jedoch den Zeitraum von drei Stunden kaͤglich 
nicht uͤberſteigen, und muß die Vollſtreckung dieſer Strafe vor den Augen des 
Publikums moͤglichſt vermieden werden. 

$. 7. 

Auch bei Anwendung der kleineren Disziplinarſtrafen ($. 5. C. 1.) 
iſt die Verletzung des Ehrgefuͤhls moͤglichſt zu vermeiden. 

Koͤrperliche Zuͤchtigung darf niemals vor den Augen des Publikums 
vollſtreckt, und, wenn Bedenken über die Zuͤchtigungsfaͤhigkeit entſtehen, fo muß 
dieſelbe durch ärztliche Unterſuchung feftgeftellt werden. 

§. 8. 

Durch den Kaſernen— oder Quartierarreſt ($. 5. C. 2. a.) wird die 

Heranziehung zum Dienſte waͤhrend 7505 Strafzeit nicht ausgeſchloſſen. 


Disziplinarſtrafgewalt ſteht nur Offizieren zu, denen der Befehl uͤber eine . 
oder mehrere Truppen-Abtheilungen, oder uͤber ein abgeſondertes Kommando, n 
mit Verantwortlichkeit für die Disziplin, übertragen iſt, gegen die Untergebenen a? 
dieſes Dienſtbereichs. oo 
Die Disziplinarſtrafgewalt ift nicht an die Charge, ſondern an die Funk— "meinen 
tion geknuͤpft und geht während der Stellvertretung auf den Stellvertreter über. 
(Nr. 2207.) 48 $. 10. 
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§. 10. 

Die Kompetenz der hoͤheren, dem Regimentskommandeur vorgeſetzten 
Befehlshaber tritt ein, wenn das zur Disziplinarbeſtrafung geeignete Vergehen: 

a) unter ihren Augen, oder 
b) gegen ihre dienſtliche Autorität, oder 
c) von Militairperſonen verſchiedener Truppentheile ihres Dienſtbereichs vers 
übt, oder 
d) ihnen zur Entſcheidung oder Beſtimmung der Strafe gemeldet, oder 
e) von dem unteren Befehlshaber unbeſtraft gelaſſen iſt. 
§. 11. 

Die Kompetenz der Gouverneure, der ſie vertretenden Kommandanten 
und der Feſtungskommandanten tritt gegen alle, am Orte befindlichen Militair⸗ 
Perſonen ein, wenn das zur Disziplinarbeſtrafung geeignete Vergehen: 

1) als Exzeß gegen die allgemeine Sicherheit, Ruhe und Ordnung zu betrachten, 
2) gegen eine beſondere, in Beziehung auf die Feſtungswerke und Vertheidi⸗ 
gungsmittel beſtehende Anordnung, oder ü 
3) im Wacht- oder ſonſtigen Dienſte des Platzes, oder 
A) von einer Militairperſon verübt iſt, deren eigener, mit der Disziplinarſtraf⸗ 
gewalt verſehener Vorgeſetzte A dienſtlich am Orte ſich befindet. 
ö Ran De 
Wenn außer den Fällen des F. 11. von mehreren, der Diszipfinarfiraf- 
gewalt verſchiedener Befehlshaber unterworfenen Militairperſonen gemeinſchaft⸗ 
lich ein zur Disziplinarbeſtrafung geeignetes Vergehen begangen worden, fo ſteht 
die Beſtimmung der Strafe gegen Alle, dem naͤchſt gemeinſchaftlichen Befehls⸗ 
haber, oder, wenn ein ſolcher am Orte nicht vorhanden iſt, dem Kommandanten 
und in Ermangelung deſſelben, dem aͤlteſten am Orte befindlichen Befehlshaber zu. 
$. 13. 
Jeder mit Disziplinarſtrafgewalt verſehene Befehlshaber hat die Befug⸗ 


niß, Unteroffiziere mit Strafwachen oder Strafdujour, Gefreite und Gemeine 


B. Insbeſen⸗ 
dere: 


1) der Regi⸗ 


aber mit den kleineren Disziplinarſtrafen zu belegen. 
F. 14. 
Kompagnie⸗ und Eskadronkommandeure, fo wie alle höhere Befehlsha⸗ 
ber find befugt, die ihnen untergebenen Offiziere mit Verweiſen zu beftrafen. 
Verweiſe durch Parolebefehl, mit Eintragung in die Parolebuͤcher duͤrfen 
jedoch nur von dem Regimentskommandeur oder von den mit gleicher Diszi⸗ 
plinarſtrafgewalt verſehenen, ſowie von höheren Beſehlshabern verhängt werden. 


§. 15. 
Regimentskommandeure und diejenigen Befehlshaber, welche mit ihnen 
gleiche gerichtsherrliche Rechte haben, duͤrfen: 
a) Of⸗ 
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a) Offiziere mit ſechstaͤgigem Stubenarreſt, | ments · Hem⸗ 
b) Unteroffiziere, Gefreite und Gemeine mit den zuläffigen Disziplinarſtrafen „ 
bis zum hoͤchſten Maaße (b. 5. B. C. und D.), f 
c) Gefreite, mit Entfernung von dieſer Charge 
beſtrafen. 
$. 16. 

Bataillonskommandeure dürfen Unteroffiziere und Gemeine mit zehntaͤ⸗ 2) der Batalt- 
gigem Kaſernen-, Quartier- oder gelindem Arreſt; Unteroffziere ohne Portepee wandeme; 
und Gemeine mit fuͤnftaͤgigem mittlern, und die Letzteren mit dreitaͤgigem ſtren⸗ 
gen Arreſt beſtrafen. Gegen Dffiziere dürfen fie zwar Arreſt verhaͤngen, müf 
ſen jedoch hiervon ſofort dem Regimentskommandeur zur Beſtimmung der 
Dauer deſſelben Meldung machen. 

Iſt das Bataillon detachirt, ſo darf der Bataillonskommandeur Off: 
ziere mit dreitaͤgigem Stubenarreſt, Unteroffiziere und Gemeine mit vierzehntaͤ⸗ 
gigem Kaſernen⸗, Quartier- oder gelindem Arreſt, Unteroffiziere ohne Portepee 
und Gemeine mit achttaͤgigem mittlern Arreſt, Letztere aber mit dreitaͤgigem 
ſtrengen Arreſt, und Gemeine zweiter Klaſſe mit koͤrperlicher Zuͤchtigung bis zu 
ſunfzehn Hieben beftrafen. 

Stabsoffiziere, die nicht Kommandeure einer beſonderen Truppenabthei⸗ 
lung ſind, haben, wenn ſie mit einem unter ihren Befehl geſtellten Truppen⸗ 
Kommando detachirt ſind, oder im Auftrage des Regimentskommandeurs ſich bei 
detachirten Kompagnien oder Eskadronen befinden, die Strafbefugniß eines deta⸗ 
chirten Bataillonskommandeurs. nd 

Detachirte Bataillonskommandeure muͤſſen von jeder Beſtrafung eines 
Offiziers, ſowie von der Beſtrafung eines Gemeinen mit koͤrperlicher Zuͤchti— 
gung, dem unmittelbaren Vorgeſetzten ſogleich Meldung machen. 

Daſſelbe muß auch geſchehen, wenn nicht detachirte Bataillonskomman⸗ 
deure, welche nicht die Disizplinarſtrafgewalt der Regimentskommandeure haben, 

Gefreite oder Gemeine mit ſtrengem Arreſt beſtrafen. 
$. 17. 

Der Kompagnie- oder Eskadronkommandeur iſt befugt, Unteroffiziere 3) ver gem. 
und Gemeine mit ſechstaͤgigem Kaſernen-, Quartier- oder gelindem Arreſt, Un⸗ 1 
teroffziere ohne Portepee und Gemeine mit mittlerm Arreſt bis zu drei Tagen dure; 
zu beſtrafen. \ 

Iſt jedoch die Kompagnie oder Eskadron detachirt, ſo ſteht ihm die 
Strafgewalt eines detachirten eee ee zu. (F. 16.) 

5 | IS. 

Detachirte Offiziere, auch wenn ſie nicht Kompagnie oder Eskadronkom⸗ 

mandeure find, haben gegen Unteroffiziere und Gemeine des Kommandos, mit 
(Fr. 2207.) deſ⸗ 


Be 


deſſen Führung fie beauftragt werden, die Strafbefugniſſe der detachirten Kom⸗ 
pagnie- oder Eskadronkommandeure. Auch ſind ſolche detachirte Offiziere, der 
allgemeinen Dienſtordnung gemaͤß, befugt, einen dem Kommando beigegebenen 
Offizier noͤthigen Falls in Arreſt zu ſetzen, in welchem Falle fie aber dem un—⸗ 
mittelbaren Vorgeſetzten hiervon ſofort Meldung zu machen haben. 

§. 19. 

Jede, von einem detachirten Offizier beſtimmte Disziplinarbeſtrafung ei- 
nes Offiziers, ſo wie jede Beſtrafung eines Gemeinen mit ſtrengem Arreſt oder 
koͤrperlicher Zuͤchtigung muß dem unmittelbaren Vorgeſetzten ſogleich 2 
werden. (I. 17. 18.) 

§. 20. 

der Höheren Die höheren, dem Regimentskommandeur vorgeſetzten Befehlshaber, im- 

Veſehlobaber gleichen die Gouverneure, die fie vertretenden Kommandanten und die Feſtungs⸗ 

Kommandanten find, wenn fie nach den $$. 10. und 11. in den Fall kommen, 

Disziplinarſtrafen zu verhaͤngen, in Hinſicht der Unteroffiziere, Gefreiten und 
Gemeinen innerhalb derſelben Grenzen dazu befugt, wie der Regimentskomman⸗ 
deur. (F. 15 b. und c.) 

Ein Offizier darf dagegen: 

1) von dem kommandirenden General mit vierzehntaͤgigem, 

2) vom Diviſionskommandeur, dem Gouverneur, dem ihn vertretenden 
Kommandanten oder dem Kommandanten einer Feſtung erſten Ran— 
ges mit zehntaͤgigem, 

3) vom Brigadekommandeur oder Kommandanten der uͤbrigen Feſtun⸗ 
gen mit achttaͤgigem Stubenarreſt 

beſtraft werden. 
H. 21. 

3 Vor Verhaͤngung einer Disziplinarſtrafe muß der Vorgeſetzte von der 
m PR di Verſchuldung des zu Beſtrafenden auf eine, feinem pflichtmaͤßigen Ermeſſen 
Saen uͤberlaſſene Art ſich uͤberzeugt haben. 1 

22. 

Der Vorgeſetzte ift zwar hierbei an die Regeln eines gerichtlichen Be— 
weiſes nicht gebunden, er muß jedoch, in ſofern er uͤber die Schuld, den Grad 
der Strafbarkeit oder daruͤber, ob das Vergehen ſich zur disziplinariſchen oder 
gerichtlichen Beſtrafung eigne, zweifelhaft iſt, den Hergang der Sache durch 
muͤndliche und, wenn es erforderlich ſeyn ſollte, ſchriftliche oder protokollariſche 
Verhandlungen informatoriſch naͤher aufklaͤren. 

Ergiebt ſich hieraus, daß Disziplinarbeſtrafung eintreten darf, ſo kann 
dieſelbe verhaͤngt werden, ſo lange nicht von dem mit der Gerichtsbarkeit verſehenen 
Befehlshaber das gerichtliche Verfahren ſchriftlich zu den Akten verfuͤgt iſt. 

§. 23. 
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. 23. 

Die Art und das Maaß der Disziplinarſtrafe hat jeder Vorgeſetzte in⸗ 
nerhalb der Grenzen ſeiner Strafgewalt, mit Beruͤckſichtigung der bisherigen 
Fuͤhrung des zu Beſtrafenden und des durch die Uebertretung mehr oder mins 
der gefaͤhrdeten Dienſtintereſſes zu beſtimmen. y 

Bei Anwendung der kleinern Disziplinarſtrafen muß die zu waͤhlende 
Strafart der Natur des Vergehens moͤglichſt entſprechen. 

Ein und daſſelbe Vergehen darf nur von einem Vorgeſetzten beſtraft, 
und dafuͤr nicht mehr als eine Disziplinarſtrafe auferlegt werden. 

§. 24. 

Wenn der Vorgeſetzte zwar eine Disziplinarſtrafe fuͤr zulaͤſſig, das Maaß 
der ihm zuſtehenden Strafbefugniß aber fuͤr unzureichend erachtet, ſo muß er 
darüber dem naͤchſten hoͤheren Vorgeſetzten zur weiteren Beſtimmung ſofort 
Anzeige machen. 

f §. 25. 

Bedenken, welche daruͤber entſtehen, ob ein Vergehen uͤberhaupt diszipli— 
nariſch oder gerichtlich zu beſtrafen iſt, muͤſſen dem naͤchſten, mit der Gerichts— 
barkeit verſehenen Vorgeſetzten vorgelegt werden, welcher daruͤber zu beſtimmen, 
oder die hoͤhere Entſcheidung einzuholen hat. 

f §. 26. 

Iſt ein Vergehen, welches gerichtlich haͤtte beſtraft werden ſollen, nur 
mit einer Disziplinarſtrafe geahndet worden, ſo iſt die Strafbarkeit durch letztere 
nicht getilgt, ſondern das gerichtliche Verfahren iſt, in fofern nicht inzwiſchen die 
Verjaͤhrung eingetreten ($.27.), einzuleiten. Bei Abmeſſung der gerichtlichen Strafe 
muß aber auf die bereits verbuͤßte Disziplinarſtrafe Ruͤckſicht genommen werden. 

§. 27. 

Gehört das Vergehen zu den Dienftvergehen, ſo findet die nachtraͤgliche 
gerichtliche Unterſuchung (F. 26.) nicht mehr ſtatt, wenn ſeit der Abbuͤßung der 
Disziplinarſtrafe drei Monate verfloſſen ſind. Bei gemeinen Vergehen gelten 
in Hinſicht auf nachtraͤgliche gerichtliche Beſtrafung die Grundſaͤtze des allge— 
meinen Strafrechts. 

28. 

Die Vollſtreckung einer von dem kompetenten Befehlshaber verhaͤngten 
Disziplinarſtrafe darf weder durch Beſchwerde noch durch Berufung auf gericht 
liches Verfahren aufgehalten oder e werden. 

ug, 

Die Vollſtreckung der von einem höheren Befehlshaber verhaͤngten Dis- 
ziplinarſtrafe bleibt, in ſofern er ſie nicht ſelbſt anordnet, dem unmittelbaren Ber 
fehlshaber des zu Beſtrafenden uͤberlaſſen. 

(Nr. 2207.) | $. 30. 
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g F. 30. 
Der hoͤhere Befehlshaber darf die von dem niederen verfuͤgte Diszipli⸗ 
narfteafe nur dann aufheben oder abaͤndern, wenn: ö 
1) die Strafe ihrer Art oder ihrer Dauer nach ungeſetzlich, oder 
2) der Strafende zu deren Verhaͤngung nicht befugt geweſen iſt. 


Dritter Abſchnitt. 


Von der Disziplinarbeſtrafung bei der Landwehr, der Reſerve und 
den auf unbeſtimmte Zeit Beurlaubten des ſtehenden Heeres. 


$. 31. 
del der band Die Stamm⸗Mannſchaft der Landwehr wird in Hinſicht der Disziplinar⸗ 
8 * Beſtrafung wie die Mannſchaft des ſtehenden Heeres behandelt. 


Stamm- So lange die Landwehr nicht verſammelt iſt, haben jedoch nur der Ba⸗ 
Mannſchaſt; taillonskommandeur und deſſen Vorgeſetzte die Befugniß, Disziplinarſtrafen 
gegen die Stamm⸗Mannſchaft zu verhaͤngen. 

2 


2) bei der nicht Auf die nicht zum Stamm gehoͤrende Mannſchaft der Landwehr kom⸗ 
enden men die Disziplinar⸗Strafbeſtimmungen fuͤr das ſtehende Heer nur waͤhrend 
annſchaft: der Zeit zur Anwendung, in welcher ſie mit der vorſchriftsmaͤßigen Verpflegungs⸗ 
„here und Kompetenz zum Dienſt oder zu den größeren Uebungen zuſammengezogen iſt, 
Gemeinen; und zwar von dem Anfange des Geſtellungstages bis zum Ablaufe des Tages 

der Wiederentlaſſung. 

F. 33. 
Außer der Zeit dieſer Zuſammenziehung haben nur die Landwehrbataillons⸗ 
Kommandeure und deren Vorgeſetzte (L. 10.) Disziplinarſtrafgewalt, und zwar 
in den Fallen: 

1) der Nichtbefolgung der Einberufungsorder zu den groͤßeren Uebungen 


(K. 32.), 

2) der Nichtbefolgung der Einberufung zu den, durch die Dienſtordnung vor⸗ 
geſchriebenen, kleineren Verſammlungen, oder der Einberufung Einzelner 
zu einem beſtimmten Dienſtzweck ohne die Verpflegungskompetenz; ſo wie 

3) waͤhrend der Dauer dieſer kleineren Verſammlungen oder Dienſtverrich⸗ 
tungen; 

A) wenn die beurlaubten Landwehrmaͤnner von der Erlaubniß, in ihren buͤr— 
gerlichen Verhaͤltniſſen Militairuniform zu tragen, Gebrauch machen, und 
in derſelben ſich: 

a) Vergehen gegen andere, gleichfalls in Uniform befindliche Perſo⸗ 
nen des Soldatenſtandes im perſoͤnlichen Zuſammentreſfen mit 
denſelben, oder 

b) der 
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b) der Theilnahme an einem von Perſonen des Soldatenſtandes 
veruͤbten Die nſtvergehen, f 
ſchuldig machen. 
$. 34. 

Die Nichtbefolgung der Einberufungsorder zu den groͤßeren Uebungen 
(K. 33. 1.) darf der Bataillonskommandeur in den Grenzen der ihm nach 
$. 15. zuſtehenden Disziplinarſtrafgewalt beſtrafen, wenn entweder der Einberu⸗ 
fene nur zu ſpaͤt ſich an dem beſtimmten Orte eingeſtellt hat, oder die Umſtaͤnde 
ſonſt eine mildere Beurtheilung zulaſſen. Die in ſolchen Fällen verhängte Ar⸗ 
reſtſtrafe iſt nach Beendigung der Uebungen zu vollſtrecken. 

Wenn nach dem Ermeſſen des Bataillonskommandeurs die Disziplinar⸗ 
Beſtrafung nicht genuͤgt, insbeſondere aber, wenn der Einberufene ſchon fruͤher 
wegen Nichtbefolgung einer Einberufungsorder geſtraft iſt, oder wenn die Ein⸗ 
berufung zum Kriege oder zu außerordentlichen Zuſammenziehungen der Land— 
wehr ſtattfand; ſo muß gerichtliches — eintreten. 

35. 

Die Nichtbefolgung der Einberufungsorder in den F. 33. add 2. benann- 
ten Fällen, iſt in der Regel mit dreitaͤgigem mittleren Arreſt zu beſtrafen, nur 
wenn erſchwerende Umſtaͤnde dabei ftattfanden, muß gerichtliche Beſtrafung ein⸗ 
treten. 

$. 36. 

Vorſtehende Beſtimmungen ($$. 34. und 35.) kommen auch auf diejeni⸗ 
gen Landwehrmaͤnner zur Anwendung, welche, wenn ſie ihrer Einberufung ent- 
gegen ſehen konnten, durch eine ohne Erlaubniß der Militairbehoͤrde unternom⸗ 
mene Reiſe ſich dem Empfange der Einberufungsorder entzogen haben. 

$. 37. ö 

Die zur Disziplinarbeſtrafung geeigneten Vergehungen der Landwehr: 
männer in den Faͤllen 3. und A. des F. 33. duͤrfen hoͤchſtens mit mittlerm 
Arreſt bis zu drei Tagen geahndet werden. Wo wegen erſchwerender Umſtaͤnde 
dieſes Strafmaaß nicht ausreicht, muß gerichtliches Verfahren eintreten. 

$. 38. 

Die nach den §§. 34 — 37. disziplinariſch zu verhängenden Arreſtſtra⸗ 
fen koͤnnen nach dem Ermeſſen des Landwehr-Bataillonskommandeurs beim 
Stabe vollſtreckt werden. Wenn aber dafelbft oder in der Nähe ein Militair⸗ 
oder ein, nach den beſtehenden Vorſchriſten zur Aufnahme von Landwehr-⸗Arreſta⸗ 
ten geeignetes, buͤrgerliches Arreſtlokal nicht vorhanden, oder wenn der Aufent⸗ 
halt des zu Beſtrafenden uͤber zwei Meilen davon entſernt iſt, fo muß die Voll⸗ 
ſtreckung, auf Requiſition des L ataillonskommandeurs, durch die Zivilbehoͤrde 
geſchehen. 

Jahrgang 1811. (Nr. 2207.) 40 $. 30. 
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| F. 30. 
e ehe wee Ein beurlaubter Landwehrmann, welcher bei ſeiner Aufenthaltsveraͤnde⸗ 
— — rung die Anmeldung in dem neuen Aufenthaltsorte länger als vierzehn Tage 


„„ verſaͤumt hat, iſt disziplinariſch mit Geldſtrafe von zwei bis fuͤnf Thalern, oder 

ee mit Gefaͤngnißſtrafe von drei bis acht Tagen zu belegen. 
E —— Hat er jedoch nur die vorſchriftsmaͤßige Abmeldung verſaͤumt, ſich aber recht⸗ 
22 Be nr zeitig in dem Bezirk feines neuen Aufenthaltsorts angemeldet, ſo trifft ihn nur Geld⸗ 
Pan me ſtrafe von einem bis zwei Thalern, oder Gefaͤngnißſtrafe von einem bis zwei Tagen. 
Dieſe Strafen. für die unterlaſſene An- oder Abmeldung find, auf Re⸗ 


. quiſition des Bataillonskommandeurs, durch die Zivilbehoͤrde feſtzuſetzen und 
| 1 ſofort zu vollſtrecken. 


1 ud 


2 a $. 40. ER 
3 en Auf die Offiziere der Landwehr kommen die in den 99. 32 — 39. ent⸗ 
—— haltenen Beſtimmungen gleichfalls zur Anwendung, jedoch kann fuͤr die H. 33. 


— — — bis 39 bezeichneten, zur Disziplinarbeſtrafung geeigneten Vergehen gegen fie 
— bpbioͤchſens ein ſechstaͤgiger Stubenarreſt verhängt werden. Iſt dieſer zur Ber 
eee een. ſtrafung nicht ausreichend, fo muß gegen fie auch da, wo gegen die Gemeinen 
F — Dis ziplinarbeſtrafung ſtattfinden kann, gerichtliche Beſtrafung erfolgen. 

| 


Au ag, FU7 ahns In den Faͤllen des §. 39. darf gegen Offiziere der Landwehr niemals 
1 Geldſtrafe, ſondern nur Stubenarreſt eintreten. 
eee 9. 41. 
. a zur Die in den sh. 32 — 39. enthaltenen Beſtimmungen gelten auch in 
e Neferve entlaf- Anſehung der Reſervemannſchaft, der mit Vorbehalt der Wiedereinberufung 


ſenen Unteroffi⸗ 


| Hu . entlaſſenen Trainſoldaten und der auf unbeſtimmte Zeit beurlaubten, aber noch 


Ranges innerhalb derſelben Graͤnzen aus, wie gegen die ihm untergebenen Per⸗ 
ſonen des Soldatenſtandes. 
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4 + ne zur etatsmaͤßigen Friedensſtaͤrke gehörenden Soldaten des ſtehenden Heeres. 
b u ben ef Von jeder gegen die zuletzt gedachten Beurlaubten verhängten Diszipli⸗ 
2 endete narbeſtrafung hat der Landwehr⸗Bataillonskommandeur den betreffenden Trup⸗ 
den des licher pentheil ſofort zu benachrichtigen. 
22. . 
De Vierter Abſchnitt 
. Von der Disziplinarbeſtrafung der Militairbeamten. 
I. age, U. das Hr $. 42. 
zn ů‚ Gegen Militairbeamte, die ausſchließlich unter Militairbefehlshabern ſte⸗ 
„ „ „hen, uͤbt der Militairvorgeſetzte die Disziplinarſtrafgewalt nach Maaßgabe ihres 
| 
Ä 


Pc „ = . 
21 2 


. 4 Wem # . 8 
7 . 


F. 43. 
Militairbeamte, die ſowohl unter einem RE als unter 


E einem erbalkangsere ee (oder unter einer Verwaltungsbehoͤrde) ſtehen, 
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ſind der Disziplinarſtrafgewalt des Letzteren ausſchließlich unterworfen, wenn von 
ihnen bei ihren Dienſtverrichtungen gegen die wiſſenſchaftlichen Grundſaͤtze oder 
adminiſtrativen Vorſchriften verſtoßen worden iſt, welche die Grundlage ihrer 
Amtsthaͤtigkeit bilden, und es mithin bei Beurtheilung ihrer Vergehen und ihrer 
Strafbarkeit auf die beſondere Kenntniß dieſer Grundſaͤtze und Vorſchriften 
ankommt. N 

Alle andere Disziplinarvergehen ſolcher Beamten fallen der Beſtrafung 
durch den Militairvorgeſetzten anheim, wodurch jedoch die Mitaufſicht der Ver⸗ 
waltungsvorgeſetzten (oder der Verwaltungsbehoͤrde) über die ſittliche Fuͤhrung 
des Beamten, und die Vefugniß, auch ihrerſeits dieſerhalb, wo es Noth thut, 
mit Disziplinar⸗Maaßregeln einzuſchreiten, nicht ausgeſchloſſen wird. 

Wo die Grenzen dieſer beiden Subordinationsverhaͤltniſſe zweifelhaft 
ſeyn ſollten, muͤſſen bei Ausuͤbung der Disziplinarſtrafgewalt die für dieſe Beam 
ten ertheilten beſonderen 8 und Inſtruktionen beruͤckſichtigt werden. 

44. 

Der Militairvorgeſetzte darf, wenn er nach vorſtehenden Paragraphen 
zur Disziplinarbeſtrafung befugt iſt, gegen die oberen (im Offiziersrange ſte⸗ 
henden) Militairbeamten einfache Verweiſe und Ordnungsſtrafen, gegen die 
unteren (im Untroffiziersrange ſtehenden) Militairbeamten aber die nach ihrem 
Range anwendbaren Arreſtſtrafen (F. 5. B. 2. und 3.) verhaͤngen. 

§. 45. 

In den Verhaͤltniſſen, in welchen Militairbeamte nach $. 43. den Ver⸗ 
waltungsvorgeſetzten untergeordnet ſind, haben dieſe die Disziplinarſtrafgewalt 
nach den fuͤr Zivilſtaatsdiener 2 Vorſchriften auszuuͤben. 

46. 

Die Militair- und Verwaltungsvorgeſetzten haben von der gegen einen 
ihnen Beiden untergeordneten Beamten verhaͤngten Disziplinarbeſtrafung, in 
ſofern dieſelbe nicht blos in einem Verweiſe beſtehet, ſich gegenſeitig Mittheilung 
zu machen. 

§. 47. 

In ſoweit ſonſt fuͤr einzelne Klaſſen von Militairbeamten beſondere Dis⸗ 
ziplinar⸗Strafbeſtimmungen gegeben ſind, kommen dieſe zur Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Allerhoͤchſten Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 21. Oktober 1841. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


(Fr. 2207 — 2209.) A9y* (Nr. 2008.) 
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(Nr. 2208.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 3. Dezember 1841., betreffend die Kompetenz: 
5 Verhältniſſe zwiſchen den Senaten des Kammergerichts und bei den Ober⸗ 
Gerichten der Provinz Preußen, in Unterſuchungen wegen Diebſtahls und 
Raubes. b 
» 8 
In den Orders uͤber die Feſtſtellung der Kompetenz- Verhaͤltniſſe zwiſchen den 
Senaten des Kammergerichts und bei den Obergerichten in der Provinz Preußen, 
vom 22. Dezember 1838 (Geſetzſammlung von 1839. S. 25 — 28), iſt in den⸗ 
jenigen Unterſuchungen wegen zweiten gewaltſamen oder vierten gemeinen Dieb⸗ 
ſtahls und wegen Raubes, in welchen ein Untergericht in erſter Inſtanz erkannt 
hat, die Abfaſſung des Erkenntniſſes zweiter Inſtanz beziehungsweiſe dem Ober⸗ 
Appellationsgericht des Kammergerichts und dem Tribunal zu Königsberg vor⸗ 
behalten worden. Ich will auf Ihren Bericht vom 14. v. M. dieſe Beſtim⸗ 
mung hiermit aufheben, und in Unterſuchungen wegen der erwaͤhnten Verbrechen 
die in den gedachten Orders unter Lit. C. gegebene Kompetenz-VBeſtimmung 
gleichfalls Anwendung finden laſſen. In bereits zum Spruch in zweiter Inſtanz 
vorliegenden Sachen iſt von demjenigen Gericht, bei welchem ſie vorgelegt ſind, 
zu erkennen. Sie haben hiernach die betreffenden Gerichte mit Anweiſung zu 
verſehen, und dieſen Erlaß durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Charlottenburg, den 3. Dezember 1841. 


4 Friedrich Wilhelm. 
n 
den Staats- und Juſtizminiſter Muͤhler. 


(Nr. 2209.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 10. Dezember 1841. die Aufhebung der Lohn⸗ 
fuhr⸗-Abgabe betreffend. 


Al Ihren Bericht vom 3. d. M. beſtimme Ich hierdurch, daß die nach 

Nr. 2. der Verordnung vom 10. Januar 1824. (Geſetzſammlung 1824. Seite 16.) 

von den Miethskutſchern und Lohnfuhrleuten, bei Perſonenfuhren uͤber zwei Poſt⸗ 

Meilen, an die Poſtkaſſe zu entrichtende Abgabe, vom 1. Januar 1842. ab, gaͤnzlich 

aufhoͤren ſoll. Dieſer Befehl iſt durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Charlottenburg, den 10. Dezember 1841. 


Friedrich Wilhelm. 
An 
die Staatsminiſter v. Nagler und Grafen v. Alvensleben. 


